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Es ist der Tag, an dem die neue
Chefin der Covid-Taskforce vor
dieMedien tritt und die Schweiz
vor einerdrohendenÜberlastung
des Gesundheitswesens in der
vierten Corona-Welle warnt.
Kurz danach blendet die «Tages-
schau» von SRF im Beitrag zum
Auftritt von Tanja Stadler ein
Balkendiagramm ein. Es ver-
gleicht die Situation auf den In-
tensivstationen amDienstag vor
einer Woche mit jener während
der ersten, zweiten und dritten
Corona-Welle – anhand der be-
setzten und freien Betten.

Die Grafik basiert auf einer
Statistik des Bundes. In der ers-
ten und zweiten Welle sollen
demnach über 1000 Betten zur
Verfügung gestanden haben, ak-
tuell rund 850. Screenshots die-
ser Grafikwerden seit Tagen von
Impfgegnern undMassnahmen-
kritikerinnen über die sozialen
Netzwerke verteilt. Sie ziehen
daraus den Schluss, dass die

Engpässe auf den Schweizer In-
tensivstationen in der vierten
Welle selbstverschuldet seien.
Ihre Kernaussage:

«Wir laufen nur in eine Überlas-
tung des Gesundheitssystems hin-
ein, weil in der Pandemie Betten
abgebaut wurden.»

Wir haben diese Aussage einem
Faktencheck unterzogen – mit-
hilfe von Hans Pargger. Er ist
Chefarzt und Leiter Intensivsta-
tion am Universitätsspital Basel
sowie Präsident der Zertifizie-
rungskommission der Schweize-
rischenGesellschaft für Intensiv-
medizin. Er erklärt, warum sie
gleich in zweierlei Hinsicht
falsch ist.

Erstens misst sich die Über-
beanspruchung des Gesund-
heitssystems nicht in Betten,
sondern anhand derKapazitäten
des Personals. Betten sind rasch
auf- und abgebaut. In der

Schweiz gibt es zwar 866 zerti-
fizierte Intensivbetten. «Zertifi-
ziert» bedeutet gemäss Pargger
aber nicht, dass die Spitäler auch
jederzeit so viele Betten betrei-
ben können: «In den Spitälern
fehlt das Personal für die kons-
tante Betreuung von 866 Bet-
ten.» Das Personal reiche für
750 bis 800 Betten. «Alles, was
darüber hinausgeht, hat bereits
Abstriche bei den Betreuungs-
standards oder dieVerschiebung
von geplanten Eingriffen zur Fol-
ge.» Parggermacht ein Beispiel:
In einemViererzimmer auf einer
Intensivstation sollten gemäss
den Qualitätskriterien der Zerti-
fizierung für den höchsten Be-
handlungsstandard fünf Pflege-
fachkräfte permanent anwesend
sein, also 24 Stunden amTag und
7 Tage dieWoche. Muss ein Spi-
tal mehr Intensivpatienten be-
treuen als vorgesehen, wird das
Personal pro Zimmer reduziert
und/oder Personal aus anderen

Abteilungen abgezogen. «Am
Schluss ist noch eine diplomier-
te Intensivpflegerin mit zwei
Aushilfen aus zum Beispiel der
Anästhesiepflege im Zimmer»,
sagt Pargger. «Solche Reduktio-
nen der Standards haben wäh-
rend der Pandemie schon statt-
gefunden und findenwohl auch
jetzt wieder in einzelnen Spitä-
lern statt.»

Bei der Frage, ob man an Ka-
pazitätsengpässe stösst, spielt es
hingegen keinerlei Rolle, ob dem
Bund wie in der ersten oder
zweiten Welle statt 800 über
1000 bereitgestellte Betten ge-
meldet werden. Mehr Patienten
behandelt werden können des-
wegen nicht. Kommt hinzu, dass
die Datenlage derMeldungen ge-
mäss dem Bundesamt für Ge-
sundheit für die Zeit vorNovem-
ber 2020 teilweise unvollständig
und entsprechend mit Vorsicht
zu interpretieren ist. Entschei-
dend ist, wie viel Personal für

diese Betten zurVerfügung steht.
Hier hat sich die Lage nach ein-
einhalb Jahren Pandemie ver-
schlechtert: Viele Pflegende ha-
ben ihre Pensen inzwischen re-
duziert, einige gar gekündigt. Ihr
Einsatz bestimmt aber, ob das
Gesundheitssystem an seine
Grenzen kommt – nicht das,was
in der viel geteilten Grafik mit
«freie Betten» angeschrieben
wurde.

Zweitens ist an der Aussage
der Massnahmenkritiker falsch,
dass die Zahl der zertifizierten
Betten schwankt. Pargger sagt
dazu: «Das Einzige, was an die-
sen Meldungen und Grafiken
stimmt, ist die Zahl der durch Pa-
tienten belegten Betten.» Sonst
habe sich im Verlauf der Pande-
mie gar nichts geändert an den
Bettenkapazitäten.

Die Gesellschaft für Intensiv-
medizin hat in der Schweiz alle
82 Intensivstationen zertifiziert.
Das passiert zwingend alle fünf

Jahre und immer dann, wenn es
auf einer Station zuÄnderungen
kommt – etwa Betten auf- oder
abgebautwerden. 866 zertifizier-
te Betten für Erwachsene gab es
gemäss Hans Pargger in der
Schweiz «vor und während der
Pandemie.Die Zahl hat sich nicht
verändert.»

In normalen Zeiten sind die
Intensivstationen im Durch-
schnitt zu 75 Prozent ausgelas-
tet. Die Hälfte der Kapazitäten
wird durchNotfälle beansprucht.
Der Rest bleibt für geplante Ein-
griffe – oder in der Pandemie für
Covid-Fälle. «Ab 200 Covid-Pa-
tienten fangen auf den Intensiv-
stationen die Probleme an», sagt
Pargger. 234 meldete der Bund
gestern.

Luca De Carli
undOliver Zihlmann

Droht eine Überlastung, weil in der Pandemie Betten abgebaut wurden?
Faktencheck Dieser Vorwurf ist doppelt haltlos, wie der Leiter der Zertifizierung für Schweizer Intensivstationen erklärt.

Fabian Renz

Was plagt die Schweizerinnen
und Schweizer am meisten?
Gemäss einer SRG-Umfrage vom
Juli ist es die «Einschränkung der
persönlichen Freiheit». Im Zuge
von Corona und Lockdown
scheint «Freiheit» als Konzept
für viele Menschen nochmals an
Bedeutung gewonnen zu haben.
Das Gefühl, selbstbestimmt le-
ben zu können, gilt alsmassgeb-
lich für das persönlicheWohlbe-
finden.

Nun startet die Sozialdemo-
kratische Partei (SP) der Schweiz
den Versuch, sich den so positiv
besetzten Freiheitsbegriff poli-
tisch anzueignen – und damit in
gewisserWeise diewahrgenom-
mene Realität auf den Kopf zu
stellen.Von ihren Gegnern ist die
SP nämlich längst zurAnti-Frei-
heitspartei schlechthin gestem-
pelt worden: Die Linke gängele
mit Verboten und Vorschriften
die Bürgerinnen und Bürger,
etwa imUmweltbereich odermit
Zwang zur Gendersprache – so
die Anwürfe von rechts.

Neue Initiative aufgegleist
Das Führungsduo der SP,Mattea
Meyer und Cédric Wermuth,
plant heute am SP-Parteitag in
St. Gallen denGegenschlag. «Wir,
die Sozialdemokratie, sind die
Partei der Freiheit», heisst es im
Redetext der beiden, der dieser
Redaktion vorliegt. Wenn die
Rechten von Freiheit sprächen,
meinten sie die Privilegien der
Mächtigen und Besitzenden –
etwa Steuervermeidung oder das
Recht, die Umwelt zu zerstören.
FürMeyer undWermuth bedeu-
tet Freiheit dagegen: Gerechtig-
keit, Umweltschutz, soziale Ab-
sicherung, Gleichberechtigung
der Geschlechter und Rückbin-
dung der «Macht des Kapitals».
Nur so sei «Freiheit für alle»
möglich.

Man werde «in die Offensive
gehen und zeigen, wie wir uns
diese Freiheit für alle vorstellen»,
so die SP-Vorsitzenden.Als Frei-
heitsprojekt verstehen sie etwa

eine neue Volksinitiative, die sie
am Parteitag ankündigen und
nächstes Jahr lancieren werden:
Verankert werden soll das Recht
auf «flächendeckende, öffentli-
che familienexterne Kinderbe-
treuung».

So könnten alle unabhängig
vomPortemonnaie entscheiden,
wie sie Kinderbetreuung und Fa-
milienmodell organisierenwoll-
ten. Bereits aufgegleist ist aus-
serdem eine Initiative «für einen
sozial und ökologisch verant-

wortlichen Finanzplatz» – was
Wermuth und Meyer als Beitrag
zu mehr globalem Umwelt- und
Klimaschutz verstehen.

Beide bestätigen auf Nachfra-
ge, dass sie in kommendenWah-
len versuchenwerden, die SP als
Partei der Freiheit zu positionie-
ren. Mit einer Imagekorrektur
habe das nichts zu tun. Es gelte,
die SP-Politik mit neuer Akzen-
tuierung darzulegen – und den
Bürgerlichen den von ihnen ok-
kupierten Freiheitsbegriff wie-

der abspenstig zu machen. Ob
dies gelingt, bleibt abzuwarten –
fest steht, dass dieVorstellungen
weit auseinanderliegen.

Welten prallen aufeinander
«Freiheit ist oftmals der unbe-
quemere, schwierigere Weg»,
sagt der Zürcher SVP-National-
rat GregorRutz. «Manmuss Ent-
scheidungen treffen und bereit
sein, die Konsequenzen dieser
Entscheide zu tragen.» Rutz prä-
sidiert die bürgerliche IG Frei-

heit, die seit 2006 alljährlich den
«Rostigen Paragrafen» vergibt.
Mit diesem Schmähpreis wird
bedacht,wer aus Sicht der IG die
dümmste, überflüssigste Vor-
schrift erlässt – und SP-Mitglie-
der sind häufig unter denNomi-
nierten. Im Jahr 2020 «siegte»
etwa die Genfer SP-Stadtpräsi-
dentin Sandrine Salerno,weil sie
gendergerechte Strassenschilder
installieren liess.

Freiheit bedinge «grösstmög-
liche Zurückhaltung seitens des

Staates», sagt Rutz. Das linke
Verständnis von Freiheit sei ge-
nau umgekehrt: Der Bürger sol-
le von schwierigen Entscheidun-
gen «entlastet» werden.

«Die Sozialisten deuten die
Freiheitsrechte um in Leistungs-
pflichten des Staates. Für sie ist
frei, wer Geld erhält, dafür nicht
zu viel arbeiten und auch nicht
zu viele Entscheide treffen
muss», sagt Rutz.Als Beispiel für
antifreiheitliche Bestrebungen
nennt er die «zunehmenden For-
derungen nachWerbeverboten»

– oder auch die aktuellen Pläne
zur Mediensubventionierung,
über die der Staat den Bürgern
den Entscheid abnehmenwolle,
«was von guter Qualität ist und
was nicht».

Für dieWahlen 2023 zeichnet
sich damit ab, dass über den Be-
griff der Freiheit so viel gestrit-
ten wird wie noch nie zuvor.
Ganz neu ist der Versuch der SP,
ihr Etikett als Verbotspartei ab-
zustreifen, im Übrigen nicht.Als
sie sich 2010 ein neues Partei-
programm gab, wertete sie den
Begriff der Freiheit stark auf – er
steht als Stichwort nun gar vor
«Gerechtigkeit» und «Solidari-
tät». Die Zeitung «Sonntag»
sprach damals von einem «radi-
kalen Paradigmenwechsel». Der
Ansatz, sich als Freiheitspartei
zu positionieren,wurde dann al-
lerdings nicht weiterverfolgt.
Wermuth undMeyerwollen nun
Ernst machen.

Die SPwill jetzt «Freiheitspartei sein»
Neue Strategie Die Bürgerlichen brandmarken die Sozialdemokraten als Verbotspartei. Nunmachen Cédric Wermuth
undMattea Meyer der Rechten den Lieblingsbegriff abspenstig und lancieren ihn als Wahlkampfthema.

Das Führungsduo der SP: Cédric Wermuth und Mattea Meyer. Foto: Adrian Moser

Für dieWahlen
2023 zeichnet sich
ab, dass über den
Begriff der Freiheit
so viel gestritten
wirdwie nie zuvor.
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«Together we test» In den Schwei-
zer Schulhäusern grassiert das
Coronavirus. Lag die Rate der po-
sitiven Corona-Pooltests,welche
die Hirslanden-Gruppemit ihrer
Plattform «Together we test»
auswertet, vor den Sommerferi-
en bei 0,15 Prozent, so ist sie seit
dem 16. August auf 2,02 Prozent
gestiegen. Das ist mehr als der
13-Fache. Bei diesem Programm
machen neun Kantone mit, dar-
unter auch Zürich undBern.Über
90 Prozent der Teilnehmenden
sind Schulen.

Bei über 43’300 ausgewerte-
ten Spucktest-Poolswaren in den
zwei Wochen vor den Ferien
64 positiv. Jetzt wurden knapp
31’000 Pools untersucht, und es
waren 624 positiv, wie die Hirs-
landen-Gruppe gestern mitge-
teilt hat. In einem gepoolten
PCR-Speicheltest sind die Pro-
ben von bis zu zehn Schülerin-
nen und Schülern vereint. Die
Zunahme derPositivitätsrate be-
trifft gemäss Mitteilung vor al-
lem eineAltersgruppe, die gröss-
tenteils noch nicht geimpft wer-
den kann. Insgesamt sind bei
«Together we test» 5400 Schu-
len, Betriebe und Gesundheits-
einrichtungen dabei. (pu)

An den Schulen
steigt die Zahl
der positiven Tests

Fabian Renz und
Markus Brotschi

Frau Büchler,wirwerden
Restaurants, Kinos und
Museen vielleicht bald nur
nochmit Covid-Zertifikat
besuchen dürfen.Was sagen
Sie als Präsidentin der
Ethikkommission zum
Vorschlag des Bundesrats?
Ich kann die Überlegungen nach-
vollziehen, da wir uns in einer
herausfordernden Situation be-
finden. Wir müssen uns aber
bewusst sein, dass eine Zertifi-
katspflicht einen Eingriff in die
persönliche Freiheit und die
Wirtschaftsfreiheit darstellt. Ein
solcher Eingriff muss dem Prin-
zip derVerhältnismässigkeit ge-
nügen.

Und ist es verhältnismässig,
Ungeimpfte und Ungetestete
aus Restaurants
auszuschliessen?
Es geht jetzt darum, die einge-
führten Lockerungen abzusi-
chern. Wenn die Alternative da-
rin besteht, die Lockerungen
wieder rückgängig zu machen,
also Schliessungen anzuordnen
oderKapazitätsbeschränkungen
einzuführen, dann ist die Zer-
tifikatspflicht eine verhältnis-
mässigeMassnahme.Wichtig ist,
dass sie zeitlich beschränkt
bleibt und regelmässig evaluiert
wird. Sie darf ausserdem Men-
schen nicht daran hindern, ihre
Grundbedürfnisse zu befriedi-
gen, und ihre Grundrechte sind
zu wahren. Diese Bedingungen
scheinen mir beim bundesrätli-
chen Vorschlag erfüllt. Ich sehe
aber auch einen heiklen Aspekt:
Der Zugang zumZertifikatmuss
für alle Menschen gewährleistet
sein – auch für finanziell schlech-
tergestellte.

Sind Sie derMeinung,
dass ärmerenMenschen
der Zugang zum
Covid-Zertifikat
mit dem bundesrätlichen
Vorschlag erschwertwird?
Der Bundesrat hat ja entschie-
den, die Corona-Tests kosten-
pflichtig zu machen. Ich finde
dies in dieser allgemeinen Form
und im Zusammenhang mit ei-
ner Ausweitung der Zertifikats-
pflicht problematisch.Wenn die
Tests eine reale Alternative zur
Impfung darstellen sollen, dann
müssen sie für alle zugänglich
sein.

Die Gegnerinnen und Gegner
der Corona-Impfung lehnen
die Zertifikatspflicht
allerdings rundweg ab.
Die Rede ist dort von
Ungleichbehandlung, von
«Zweiklassengesellschaft»,
gar von «Faschismus».
Die letztere Ausdrucksweise ist
imMindesten unangebracht. Die
Zertifikatspflicht soll demSchutz
der öffentlichen Gesundheit die-
nen, nämlich dazu, eine Überlas-
tung des Gesundheitssystems zu
vermeiden. Erhielten einzig Ge-
impfte ein Zertifikat, wäre dies
aber problematisch.Das ist beim
Vorschlag des Bundesrats nicht
der Fall, das Zertifikat erlangt
auch, wer sich testen lässt.

In Österreichwird diskutiert,
den Zugang zu Restaurants
und Freizeiteinrichtungen
auf Geimpfte zu beschränken
und Getestete auszuschliessen.
Geht das zuweit?
Ja. Esmag spezielle Kontexte ge-
ben, in denen der Impfnachweis
Sinn macht. Aber als generelle
Massnahme für alle Menschen
geht das meiner Meinung nach
zu weit.

In Frankreichwiederum
muss der «pass sanitaire»,

das Gegenstück zu unserem
Covid-Zertifikat, auch
im öffentlichenVerkehr
vorgewiesenwerden.
Was halten Sie davon?
Auch das ist aus meiner Sicht
problematisch. Der öffentliche
Verkehr gehört zurGrundversor-
gung.

In der Schweizwerden
wegen derDelta-Variante
des Coronavirus nunwieder
Besuchsverbote in Kliniken
undHeimen verhängt.
Ist das ethisch vertretbar?
Die Nationale Ethikkommission
hat sich in ihren Stellungnahmen
zu solchen Einschränkungen im-
mer sehr kritisch geäussert. Be-
suchsverbote treffen Menschen
in höchst verletzlichen Situatio-
nen. Nun gibt es ja die Möglich-
keit der Impfung und das Covid-
Zertifikat. Wie man vor diesem
Hintergrund noch allgemeine
Besuchsverbote rechtfertigen
will, ist mir nicht ganz klar.

Die Ethikkommission hat
sich noch im Februar kritisch
zurUngleichbehandlung von
Geimpften und Ungeimpften
geäussert. Heute heissen Sie
denVorschlag des Bundesrats
im Grossen und Ganzen gut.
Ein Gesinnungswandel?
Dazu gibt es einiges zu sagen:
Das gesamte Handeln unter den
Bedingungen der Pandemie ist
in ausgeprägtemMasse einHan-
deln unter Unsicherheit und in
einem sehr dynamischen Um-
feld. Im Februar war die Aus-
gangslage eine ganz andere.We-
der gab es ein Covid-Zertifikat
noch die Delta-Variante. Nicht
der 3G-Ansatz stand damals zur
Diskussion, sondern nur der 2G-
Ansatz, der Getestete ausge-
schlossen hätte und deshalbwe-
sentlich problematischer ist.
Richtig ist allerdings, dass man
dieWirkung all dieserMassnah-
men gut beobachten und kritisch
begleitenmuss. Zudem setze ich
immer noch grosse Hoffnungen

in eine hohe Impfquote. Eine
rechtliche Impfpflicht darf es
nicht geben. Aber es gibt wohl
eine moralische Pflicht, bei der
eigenen Impfentscheidung auch
die gesellschaftliche Dimension
mitzubedenken.

«Die Corona-Tests kostenpflichtig
zumachen, ist problematisch»
Chefin der Ethikkommission Andrea Büchler befürchtet, dass ärmeren Menschen der Zugang zum Covid-Zertifikat
erschwert wird. Das sei problematisch, wenn gleichzeitig die Zertifikatspflicht ausgeweitet werde.

«Es gibt eine moralische Pflicht, auch die gesellschaftliche Dimension mitzubedenken», sagt Andrea Büchler. Foto: Urs Jaudas

«Eine reale
Alternative
zur Impfung
muss für alle
zugänglich sein.»

Expertin für Medizinrecht
Seit fünf Jahren präsidiert Andrea
Büchler die Nationale Ethikkom-
mission, deren Einschätzungen in
der Covid-Krise besonders gefragt
sind. Hauptberuflich lehrt und
forscht die 52-jährige St.Gallerin
zum Privatrecht an der Universität
Zürich. Dort gehört sie zu den
erfahrensten Dozentinnen. Sie
wurde bereits mit 33 Jahren
Professorin. Vergangenes Jahr hat
die Expertin für Familien- und
Medizinrecht mit der Philosophin
Barbara Bleisch das Buch «Kinder
wollen» publiziert. Sie engagiert
sich in Vereinen für die Rechte
von Mädchen und Knaben. (tok)

Impfkadenz Vom 20. August bis
26. August sind in der Schweiz
151’898 Impfdosen gegen Co-
vid-19 verabreicht worden. Da-
mit sind 51,3 Prozent der Bevöl-
kerung vollständig geimpft. Das
geht aus denAngaben hervor, die
das Bundesamt für Gesundheit
gestern auf seiner Website ver-
öffentlichte. Insgesamt wurden
seit Beginn der Impfkampagne
9’551’170 Impfungenverabreicht.

4’436’561 Personen haben bis-
her zwei Impfdosen erhalten, bei
678’048 Personenwurde nur die
Erstimpfung vorgenommen. Pro
Tagwurden letzteWoche durch-
schnittlich 21’700 Impfungen
durchgeführt. Im Vergleich zur
Woche davor stieg die Impfka-
denz um 8 Prozent. (sda)

Acht Prozent
mehr Impfungen
innert einerWoche

Corona In der Schweiz und in
Liechtensteinwurden demBun-
desamt für Gesundheit (BAG)
gestern innerhalb von 24 Stun-
den 2763 neue Coronavirus-An-
steckungen gemeldet. Das BAG
registrierte demnach auch acht
neue Todesfälle und 79 Spital-
einweisungen innert 24 Stunden.
Am gleichen Tag vor einer Wo-
che waren es 2575 neue positive
Fälle, 123 Spitaleinweisungen
und sechs neue Todesfälle.

Die Auslastung der Intensiv-
stationen in den Spitälern
beträgt zurzeit 80,10 Prozent.
27,90 Prozent der verfügbaren
Betten werden von Covid-Pati-
enten besetzt.

Auf 100’000 Einwohnerinnen
und Einwohner wurden in den
letzten zwei Wochen 399,22 la-
borbestätigte Coronavirus-In-
fektionen gemeldet. Die Repro-
duktionszahl R, die angibt, wie
viele Personen eine infizierte
Person imDurchschnitt ansteckt,
lag am 13. August bei 1,21. (sda)

2763 neue
Ansteckungen
gemeldet


